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unter Betonung der Bedeutung, die der Symbiose zwischen
Abrüstung und Entwicklung zukommt, sowie der wichtigen
Funktion der Sicherheit in diesem Zusammenhang und besorgt
über die weltweite Zunahme der Militärausgaben, die stattdes-
sen für die Entwicklung eingesetzt werden könnten,

unter Hinweis auf den Bericht der Gruppe von Regierungs-
sachverständigen für den Zusammenhang zwischen Abrü-
stung und Entwicklung55 und ihre Neubewertung dieser wich-
tigen Frage im aktuellen internationalen Kontext,

1. betont die zentrale Rolle, die den Vereinten Nationen
im Zusammenhang zwischen Abrüstung und Entwicklung zu-
kommt, und ersucht den Generalsekretär, die Rolle der Orga-
nisation auf diesem Gebiet weiter zu stärken, insbesondere die
hochrangige Lenkungsgruppe für Abrüstung und Entwick-
lung, mit dem Ziel, die weitere wirksame Koordinierung und
enge Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Hauptabtei-
lungen, Organisationen und Unterorganisationen der Verein-
ten Nationen sicherzustellen;

2. ersucht den Generalsekretär, über die zuständigen
Organe und im Rahmen der verfügbaren Mittel auch künftig
Maßnahmen zur Durchführung des auf der Internationalen
Konferenz von 1987 über den Zusammenhang zwischen Ab-
rüstung und Entwicklung verabschiedeten Aktionspro-
gramms52 zu treffen;

3. fordert die internationale Gemeinschaft nachdrück-
lich auf, einen Teil der durch die Durchführung der Abrü-
stungs- und Rüstungsbegrenzungsübereinkünfte frei geworde-
nen Ressourcen der wirtschaftlichen und sozialen Entwick-
lung zu widmen, um den sich ständig vergrößernden Abstand
zwischen den entwickelten Ländern und den Entwicklungs-
ländern zu verringern;

4. ermutigt die internationale Gemeinschaft, die Mill-
enniums-Entwicklungsziele zu erreichen und bei der Überprü-
fung der dabei erzielten Fortschritte im Jahr 2006 auf den Bei-
trag zu verweisen, den die Abrüstung zu ihrer Erreichung lei-
sten könnte, sowie größere Anstrengungen zu unternehmen,
um die Aktivitäten auf dem Gebiet der Abrüstung, der huma-
nitären Hilfe und der Entwicklung zu integrieren;

5. ermutigt die zuständigen regionalen und subregiona-
len Organisationen und Institutionen, die nichtstaatlichen Or-
ganisationen und die Forschungsinstitutionen, Fragen betref-
fend den Zusammenhang zwischen Abrüstung und Entwick-
lung in ihre Programme aufzunehmen und dabei den Bericht
der Gruppe von Regierungssachverständigen für den Zusam-
menhang zwischen Abrüstung und Entwicklung55 zu berück-
sichtigen;

6. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten;

7. beschließt, den Punkt „Zusammenhang zwischen
Abrüstung und Entwicklung“ in die vorläufige Tagesordnung
ihrer zweiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 61/65
Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 6. Dezember 2006, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 157 Stimmen bei 7 Gegenstimmen und 13 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/394, Ziff. 108)56:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Bar-
buda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain,
Bangladesch, Barbados, Belgien, Belize, Bolivien, Bosnien und Herzegowina,
Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China,
Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Deutsch-
land, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugo-
slawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland,
Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti,
Honduras, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Ja-
maika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde,
Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Ku-
wait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Libanon, Liberia, Li-
bysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malawi, Ma-
laysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius,
Mexiko, Moldau, Mongolei, Montenegro, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nauru,
Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Norwegen, Oman, Öster-
reich, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Portugal, Repu-
blik Korea, Ruanda, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, São Tomé und
Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Sierra Leone,
Simbabwe, Singapur, Slowakei, Spanien, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis,
St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasi-
land, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago,
Tschad, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Ukraine, Uruguay, Usbeki-
stan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate,
Vereinigte Republik Tansania, Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Demokratische Volksrepublik Korea, Frankreich, Indien, Israel,
Pakistan, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte
Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Australien, Belarus, Bhutan, Griechenland, Lett-
land, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Palau, Polen, Rumänien, Russische
Föderation, Slowenien, Ungarn.

61/65. Auf dem Weg zu einer kernwaffenfreien Welt: Be-
schleunigte Erfüllung der Verpflichtungen auf
dem Gebiet der nuklearen Abrüstung

Die Generalversammlung,
unter Hinweis auf ihre Resolution 60/56 vom 8. Dezember

2005, 
mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die Gefahr,

die die Möglichkeit eines Einsatzes von Kernwaffen für die
Menschheit darstellt,

erneut erklärend, dass die nukleare Abrüstung und die
Nichtverbreitung von Kernwaffen sich gegenseitig verstär-

55 Siehe A/59/119.

56 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Brasilien, Chile, Costa Rica, Ecuador,
El Salvador, Guyana, Irak, Irland, Malta, Mexiko, Neuseeland, Öster-
reich, Schweden, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika und Timor-
Leste.
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kende Prozesse sind, die dringend unumkehrbare Fortschritte
an beiden Fronten erfordern,

eingedenk des Beitrags des Schlussberichts der Kommis-
sion für Massenvernichtungswaffen57,

unter Hinweis auf die den Nahen Osten betreffenden Be-
schlüsse und Resolutionen der Konferenz der Vertragsparteien
im Jahr 1995 zur Überprüfung und Verlängerung des Vertrags
über die Nichtverbreitung von Kernwaffen58 und auf das
Schlussdokument der Konferenz der Vertragsparteien im Jahr
2000 zur Überprüfung des Vertrags über die Nichtverbreitung
von Kernwaffen59,

daran erinnernd, dass sich die Kernwaffenstaaten un-
missverständlich dazu verpflichtet haben, die vollständige Be-
seitigung ihrer Kernwaffenbestände mit dem Ziel der nuklea-
ren Abrüstung herbeizuführen, im Einklang mit den nach Ar-
tikel VI des Vertrags über die Nichtverbreitung von Kernwaf-
fen60 eingegangenen Verpflichtungen,

mit der nachdrücklichen Aufforderung an die Vertrags-
staaten, alles zu tun, um einen erfolgreichen und ergiebigen
Vorbereitungsprozess für die Konferenz der Vertragsparteien
im Jahr 2010 zur Überprüfung des Vertrags über die Nichtver-
breitung von Kernwaffen zu gewährleisten,

1. betont weiter die zentrale Rolle des Vertrags über die
Nichtverbreitung von Kernwaffen60 und seine Universalität für
die Herbeiführung der nuklearen Abrüstung und der Nichtver-
breitung von Kernwaffen und fordert alle Vertragsstaaten zur
Einhaltung ihrer Verpflichtungen auf;

2. bekräftigt, dass die Ergebnisse der Konferenz der
Vertragsparteien im Jahr 2000 zur Überprüfung des Vertrags
über die Nichtverbreitung von Kernwaffen den einvernehmli-
chen Prozess für systematische und schrittweise Anstrengun-
gen zur Herbeiführung der nuklearen Abrüstung vorgeben59;

3. fordert die Kernwaffenstaaten erneut auf, die auf der
Überprüfungskonferenz von 2000 vereinbarten praktischen
Schritte zur Herbeiführung der nuklearen Abrüstung beschleu-
nigt umzusetzen und dadurch zu einer sichereren Welt für alle
Menschen beizutragen;

4. fordert alle Staaten auf, alle in Bezug auf die nukleare
Abrüstung und die Nichtverbreitung von Kernwaffen einge-
gangenen Verpflichtungen voll zu erfüllen und nichts zu tun,
was den beiden Anliegen abträglich sein oder zu einem neuen
nuklearen Wettrüsten führen könnte;

5. fordert alle Vertragsstaaten abermals auf, alles dar-
anzusetzen, um die Universalität des Vertrags über die Nicht-
verbreitung von Kernwaffen herbeizuführen, und fordert Indi-
en, Israel und Pakistan, die noch nicht Vertragsparteien des
Vertrags sind, nachdrücklich auf, ihm unverzüglich und be-
dingungslos als Nichtkernwaffenstaaten beizutreten;

6. verurteilt den von der Demokratischen Volksrepu-
blik Korea am 9. Oktober 2006 bekannt gegebenen Kernwaf-
fenversuch, alle Kernwaffenversuche von Staaten, die noch
nicht Vertragspartei des Vertrags über die Nichtverbreitung
von Kernwaffen sind, und jeden weiteren Kernwaffenversuch,
gleichviel von welchem Staat er unternommen wird, und for-
dert die Demokratische Volksrepublik Korea nachdrücklich
auf, ihre Ankündigung, von dem Vertrag zurückzutreten, rück-
gängig zu machen;

7. beschließt, den Punkt „Auf dem Weg zu einer kern-
waffenfreien Welt: Beschleunigte Erfüllung der Verpflichtun-
gen auf dem Gebiet der nuklearen Abrüstung“ in die vorläufige
Tagesordnung ihrer zweiundsechzigsten Tagung aufzuneh-
men und die Durchführung dieser Resolution auf der genann-
ten Tagung zu überprüfen.

RESOLUTION 61/66

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 6. Dezember 2006, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 176 Stimmen bei 1 Gegenstimme und keiner Ent-
haltung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/394, Ziff. 108)61:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua
und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Ba-
hamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Bhutan, Bo-
livien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Bur-
kina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark, Demo-
kratische Republik Kongo, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik,
Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salva-
dor, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien,
Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras,
Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Israel, Italien,
Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Ver-
de, Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba,
Kuwait, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija,
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta,
Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von),
Moldau, Monaco, Mongolei, Montenegro, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nauru,
Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman,
Österreich, Pakistan, Palau, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Phil-
ippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Ruanda, Rumänien, Russische Föde-
ration, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, São Tomé und Príncipe, Saudi-
Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Sierra Leone, Simbabwe, Sin-
gapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia,
St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syri-

57 Weapons of Terror: Freeing the World of Nuclear, Biological and Che-
mical Arms (United Nations publication, Sales No. E.06.I.17).
58 Siehe 1995 Review and Extension Conference of the Parties to the Trea-
ty on the Non-Proliferation of Nuclear Weapons, Final Document, Part I
(NPT/CONF.1995/32 (Part I) und Corr.2), Anhang.
59 2000 Review Conference of the Parties to the Treaty on the Non-Pro-
liferation of Nuclear Weapons, Final Document, Vol. I-III
(NPT/CONF.2000/28 (Parts I-IV)).
60 United Nations, Treaty Series, Vol. 729, Nr. 10485. Deutsche Überset-
zung: dBGBl. 1974 II S. 785; LGBl. 1978 Nr. 15; öBGBl. Nr. 258/1970;
AS 1977 471.

61 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Afghanistan, Algerien, Andorra, Armenien,
Aserbaidschan, Australien, Belize, Bolivien, Brasilien, Chile, Costa Rica,
Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Gambia, Guatemala, Irak, Japan, Kam-
bodscha, Kamerun, Kanada, Kasachstan, Kirgisistan, Kolumbien, Kon-
go, Liberia, Mali, Marokko, Mongolei, Mosambik, Namibia, Nepal, Ni-
geria, Panama, Paraguay, Peru, Republik Korea, San Marino, Senegal, Sri
Lanka, Südafrika, Thailand, Timor-Leste, Türkei, Ukraine und Uruguay.




